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A. Einleitung


Ramstein-Miesenbach ist eine Kleinstadt mit etwa 7.500 Einwohnerinnen und Einwohnern. Den meisten Deutschen wäre der Ort in der Nähe von Kaiserslautern vermutlich unbekannt, wenn er nicht regelmäßig in den Medien Erwähnung finden würde. Die Berichte drehen sich meist um eine zentrale Frage: Ist die von der US-Luftwaffe betriebene Ramstein Air Base am weltweiten militärischen Einsatz von Drohnen1 durch die USA beteiligt2? Ist sie dafür sogar, wie ein ehemaliger Drohnenpilot sagt, „absolut zentral“3?


Die Frage bewegt alle drei staatlichen Gewalten. Im Deutschen Bundestag gab es mehrere Kleine Anfragen zu den US-Militärbasen in Ramstein und Stuttgart und ihrer Rolle bei US-Drohneneinsätzen4. Der NSA-Untersuchungsausschuss vernahm Zeugen zu diesem Thema5. Im Bereich der Exekutive hat die Bundesregierung die Thematik gegenüber der US-Regierung zur Sprache gebracht6 und ihr im April 2014 einen Fragenkatalog übersandt7. Auch deutsche Gerichte haben sich mit der Rolle der US-Militärbasen befasst8. Die Generalbundesanwaltschaft leitete sogar ein Ermittlungsverfahren ein9.


Unbestritten ist, dass US-Drohneneinsätze stattfinden10. Seit den Anschlägen vom 11.09.2001 befinden sich die USA in einem globalen „Krieg gegen den Terror“11, bei dem bewaffnete Drohnen aufgrund der technischen Entwicklung der letzten Jahrzehnte eine erhebliche Bedeutung erlangt haben12. Die Drohneneinsätze scheinen der US-Regierung als geeignetes Mittel zu gelten, einerseits verteidigungspolitische Ziele zu erreichen und gleichzeitig die eigenen Verluste zu reduzieren13. Dies erklärt, warum sich unter Präsident Obama die Zahl der Drohneneinsätze merklich erhöht hat14. Auch ist die Anzahl der US-Drohnen von 50 im Jahr 2000 auf ca. 11.000 im Jahr 2013 gestiegen15. Mittlerweile bildet die US-Luftwaffe mehr Drohnenbediener als Kampfpiloten aus16. Lange gab es keine offiziellen Angaben dazu, wie viele Personen durch US-Drohnen den Tod gefunden haben17. Erst jüngst gaben die USA bekannt, seit dem Amtsantritt von US-Präsident Obama handele es sich um bis zu 2.581 Personen, darunter bis zu 116 Zivilisten18. Da sich diese Zahlen der USA nur auf Länder beziehen, in denen sie nicht an kriegerischen Auseinandersetzungen beteiligt sind, sind die Opfer in Afghanistan, Irak und Syrien nicht erfasst19. Zudem weichen die offiziellen Angaben deutlich von anderen Schätzungen ab. So wurden laut dem „Bureau for Investigative Journalism“, dessen Zahlen als zuverlässig gelten20, allein in Pakistan von Juni 2004 bis Mai 2016 zwischen 2.499 und 4.001 Menschen durch US-Drohnen getötet, darunter 424 bis 966 Zivilisten21.


Die bewaffneten US-Drohneneinsätze weisen zahlreiche völkerrechtliche Implikationen auf. Da dabei US-Militärbasen in Deutschland möglicherweise eine wichtige Rolle spielen, stellen sich zudem Fragen hinsichtlich der völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland. Beide Themenkreise stehen im Fokus dieser Arbeit.
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